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Ein Grundmerkmal unserer Zeit scheint darin 
zu bestehen, das Leben und den Tod in die Kalküle 
der Macht einzubeziehen und zum Gegenstand der 
Politik zu machen. Leben und Sterben werden in 
zunehmender Weise durchreguliert. Man „lässt“ 
sterben und „macht“ leben.1 In diesem Kontext 
ist wohl auch der neue §217  StGB zu sehen, der 
am 6. November 2015 mit deutlicher Mehrheit des 
Deutschen Bundestages beschlossen wurde.2

Das deutsche Strafgesetzbuch kennt keine Be-
strafung des Suizids resp. des Suizidversuchs. Von 
einer Pönalisierung der Beihilfe wurde aus rechts-
dogmatischen Gründen abgesehen.3 Das neu ver-
abschiedete „Gesetz zur Strafbarkeit der geschäfts-
mäßigen Förderung der Selbsttötung“ beabsichtigt, 
das Wirken von Sterbehilfevereinen – zu denken 
wäre hier beispielsweise an die Vereine Sterbehilfe 
Deutschland und Dignitas Deutschland – wie auch von 
Einzelpersonen, die assistierte Beihilfe zum Suizid 
regelmäßig anbieten, in Deutschland klar einzu-
schränken und ihnen den Boden zu entziehen. Ge-
schäftsmäßige Angebote von Suizidbeihilfen sollen 
– so die Intention des Gesetzgebers – keine „normale 
Option“ sein, aus dem Leben zu scheiden. Wenn es 
entsprechende Angebote in Deutschland nicht gibt, 
entscheiden sich die Menschen auch nicht, auf diese 
Weise ihrem Leben ein Ende zu setzen.4 Am 5. No-
vember 2015 – also einen Tag bevor es zur Abstim-
mung über das neue Sterbehilfegesetz kam – hat der 
Deutsche Bundestag ein Gesetz verabschiedet, das 
den Ausbau palliativmedizinischer Möglichkeiten 
und die bessere Versorgung schwerstkranker Men-
schen zum Inhalt hat.

Geworben wurde für den Gesetzesentwurf, 
der sich erfolgreich durchgesetzt hat, mit der 
Aussage, dass man Ärzte nicht zu kriminalisie-

ren beabsichtige, und es sich dabei insgesamt um 
einen Vorschlag der goldenen Mitte handle: wo-
durch sich dieser Vorschlag abhob von einem Ge-
setzesentwurf, der die Suizidbeihilfe – ähnlich wie 
in Österreich5 – unter Strafe gestellt sehen wollte 
(BT-Drs. 18/5376; Sensburg / Dörflinger), und einem 
Gesetzesentwurf, der den Suizid und die Beihilfe 
nicht bestrafen wollte, wohl aber die gewerbsmä-
ßige Ausübung resp. Förderung der Beihilfe zum 
Suizid (BT-Drs. 18/5375; Künast / Sitte / Gehring).6

Beschlossen wurde folgender §217 n.F. (StGB):
„(1) Wer in der Absicht, die Selbsttötung eines 

anderen zu fördern, diesem hierzu geschäftsmäßig 
die Gelegenheit gewährt, verschafft oder vermit-
telt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft. (2) Als Teilnehmer bleibt 
straffrei, wer selbst nicht geschäftsmäßig handelt 
und entweder Angehöriger des in Absatz 1 genann-
ten anderen ist oder diesem nahesteht.“7

Im vorangehenden §216  StGB ist die Tötung 
auf Verlangen geregelt, im folgenden §218 StGB der 
Schwangerschaftsabbruch. Bis zum Jahr 1998 regelte 
§217 StGB die Tötung eines Kindes. In Kraft getreten 
ist das neue Gesetz am Tag nach der Verkündigung.

In der deutschen Medienlandschaft wurde ins-
besondere darüber diskutiert, dass mit dem neuen 
Strafrechtsparagraphen in Zukunft die Tätigkeit 
von Sterbehilfevereinen sowie in dieser Angelegen-
heit aktiven Einzelpersonen eingeschränkt wird. 
Mit dem Begriff „geschäftsmäßig“ ist eine auf Wie-
derholung angelegte Praxis gemeint, die strafrecht-
lich geahndet werden soll. Aus dem Suizid eine 
Dienstleistung zu machen, ist in den Augen des 
Gesetzgebers verwerflich. Der wissenschaftliche 
Dienst des Deutschen Bundestages hat noch vor der 
Gesetzesabstimmung im November auf das Problem 
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der Unbestimmtheit dieses Merkmals hingewiesen: 
Bedenken gebe es demnach hinsichtlich des verfas-
sungsrechtlich geforderten Bestimmtheitsgebots.8

Werfen wir jedenfalls einen Blick auf die Be-
gründung, die uns der Gesetzgeber selbst liefert, 
dann ist damit ein erstmaliges Tätigwerden ge-
meint, welches „den Beginn einer auf Fortsetzung 
angelegten Tätigkeit darstellt“9. Ein Sonderrecht 
für Ärzte wurde mit dem neuen Strafrechtspara-
graphen nicht geschaffen. Ärzte, die wiederholt 
Patienten Suizidbeihilfe verschaffen, müssen mit 
strafrechtlichen Konsequenzen rechnen.

Straffreiheit heißt nicht, dass es ein Recht auf 
Selbsttötung bzw. auf Suizidbeihilfe gibt. Fragen 
stellen sich, wenn wir darauf schauen, wer von ei-
ner Strafbarkeit ausgenommen werden soll: näm-
lich Angehörige und solche Menschen, die dieser 
Person besonders nahe stehen (hiermit sind nicht 
nur Ehepartner gemeint und Menschen, die in ei-
ner eingetragenen Lebensgemeinschaft leben, son-
dern auch besonders enge Freundschaften). Nicht 
nur der sonntägliche Tatort-Zuschauer weiß, dass 
in vielen Familien nicht immer nur altruistische 
Beweggründe im Vordergrund stehen, sondern 
auch manches selbstsüchtige Motiv am Werke sein 
kann: Um an das elterliche bzw. großelterliche Erbe 
zu kommen, könnte zumindest eine ungute Be-
einflussung in die Richtung stattfinden, den Weg 
in den Freitod zu gehen. Doch so weit müssen wir 
noch nicht einmal denken, wenn wir uns einfach 
vor Augen stellen, dass die Situation von Krankheit 
und Pflege ein Abhängigkeitsverhältnis darstellt: 
Eine Situation, in der ein geliebter Mensch (also 
gerade nicht irgendwer!) schwer krank ist, ist eine 
psychische und soziale Belastung für die Beteil- 
igten. Man leidet mit, wenn der geliebte Mensch 
krank ist, und so mag sich dann auch der Gedan-
ke einstellen, ihn von seinem Leiden „erlösen“ zu 
wollen. Und nicht zuletzt auch auf der Seite kran-
ker Menschen wird in derartigen Grenzsituationen 
des Lebens ein Unbehagen gespürt, den lieben An-
gehörigen nicht weiter zur Last fallen zu wollen. 
Durchaus denkbar, dass dann auch der Wunsch 

entstehen kann, Beihilfe in Anspruch nehmen zu 
wollen. In den Worten des ehemaligen deutschen 
Bundespräsidenten Johannes Rau: „Was die Selbst-
bestimmung des Menschen zu stärken scheint, 
kann ihn in Wahrheit erpressbar machen.“10 Und 
im Rückblick auf ein Gespräch mit einem Arzt hält 
Rau fest: „Wo das Weiterleben nur eine von zwei 
legalen Optionen ist, wird jeder rechenschafts-
pflichtig, der anderen die Last seines Weiterlebens 
aufbürdet.“11 Stellen die in §217 genannten Ange-
hörigen einen Kontakt zu einer Sterbehilfeorgani-
sation her, bleiben sie von einer Strafandrohung 
verschont – wenn ihr Handeln nicht zur Regel wird.

Im Gesetz steht nicht, dass überhaupt eine 
schwere Krankheit bzw. Nähe zum Tod vorliegen 
muss: worüber insbesondere auch im Vorfeld des 
Gesetzesentschlusses im Hinblick auf unterschied-
liche Lebensschicksale immer wieder diskutiert 
wurde. So gesehen könnte ich auch auf die Idee 
kommen, eine nahestehende Person, die Liebes-
kummer hat resp. unter Depressionen12 leidet, da-
hingehend zu unterstützen, durch Suizid aus dem 
Leben zu scheiden. Es sollte eben nur nicht zur 
Regel werden; da muss noch nicht einmal ein kom-
merzielles Interesse dahinterstecken.

Es stellt sich z. B. auch die Frage, was mit einem 
schwer kranken Suizidwilligen ist, der ein entspre-
chendes Medikament nicht mehr selbst einnehmen 
kann. Läge hier vielleicht sogar eine Diskriminie-
rung vor? Eine inhumane Haltung, wenn man nicht 
tätig wird? Gemäß §216  StGB ist die Tötung auf 
Verlangen strafrechtlich erfasst und explizit verbo-
ten. Doch auch hieran wird gerüttelt. Der deutsche 
Rechtsphilosoph Norbert Hoerster nimmt beispiels-
weise schon die Tötung auf Verlangen in den Blick 
(wobei er ignoriert, dass Menschen gerade in Grenz-
situationen besonders labil und beeinflussbar sind) 
und diskutiert Situationen, in denen sehr kranke 
Menschen einen Wunsch in diese Richtung nicht 
mehr artikulieren können. Aktive Sterbehilfe sei in 
solchen Fällen dann zulässig, so Hoerster, wenn es 
im Interesse der betreffenden Person liege.13 Hierbei 
sei freilich große Vorsicht geboten, doch es sei „si-
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cher ganz inhuman, dem Betroffenen von vornhe-
rein jede Sterbehilfe zu verweigern“14. Wenn er von 
Sterbehilfe spricht, meint er eine Hilfe zum Sterben, 
also Tötungsgehilfen, und nicht eine Hilfe beim Ster-
ben, die Begleitung Sterbender.15

Aller Wahrscheinlichkeit nach erwarten uns 
nun auch Diskussionen darüber, ob der assistierte 
Suizid mit der Entnahme von Organen zwecks 
Organtransplantation gekoppelt sein darf. Für 
Versicherungen stellt sich die Frage, ob Lebensver-
sicherungen ausgezahlt werden sollen, wenn die 
betreffende Person den Weg des assistierten Sui-
zids gewählt hat.

Was noch vor den Novembertagen des Jah-
res 2015 im Bereich des Schweigens des Strafrechts lag, 
hat sich – so können wir die Straffreiheit interpre-
tieren – in der Weise geändert, dass der Suizid als 
unterstützenswerte Tat anerkannt wurde – und da-
mit nicht mehr nur ein anarchischer Akt ist, durch 
den jemand aus der Rechtsordnung heraustritt –, 
wodurch der Weg in Richtung einer Legalisierung 
der Suizidhilfe eingeschlagen wurde. Dies ist vom 
Rechtsgedanken her gesehen eigentlich nicht zu ver-
stehen, insofern die Existenz eines Rechtsgenossen 
nicht zur Disposition gestellt werden kann.16

Mag es zwar die Intention des Gesetzgebers ge-
wesen sein, den Wunsch nach Suizidbeihilfe gera-
de nicht zu fördern, kann genau dies aber eine sich 
hieraus ergebende Folge sein. Hinter all dem scheint 
eine Geisteshaltung auf, die den Tod gestaltbar ma-
chen möchte, das Abschiednehmen nicht mehr aus-
halten will.17 Sterben soll „machbar“ sein, der Tod 
seiner Unverfügbarkeit entzogen und damit eines 
der letzten Tabus beseitigt werden. Auf dem Spiel 
steht dabei nicht weniger als das nackte Leben und 
die Zukunft einer humanen Gesellschaft selbst.
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